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Aussonderung aller schlechten Bauteile vorzunehmen. Der 
Angeklagte war als Bauleiter für diese Baustelle verantwort­
lich.

Nachdem in einer Baubesprechung am 29. Januar 1986 u. a. 
vereinbart worden war, daß der Ablauf der Bauarbeiten je­
weils wöchentlich nach Durchführung einer Baustellenbesich­
tigung festgelegt wird, nahmen die Mitglieder der dem An­
geklagten unterstehenden Brigade F. am 3. Februar 1986 die 
Arbeit auf. Zunächst waren Vorbereitungsarbeiten sowie die 
Entlastung des Daches, Demontage des Dachverbandholzes 
und die Lagerung der wiederverwendungsfähigen Dachver­
bandhölzer durchzuführen.

Zu Beginn der Arbeiten auf dieser Baustelle führte der 
Angeklagte eine Arbeitsschutzbelehrung speziell zu Abriß­
arbeiten durch. Über die mit einer Baustellenbesichtigung 
verbundene Beratung am 5. Februar 1986 wurde der Ange­
klagte am 6. Februar 1986 gegen 12 Uhr auf der Baustelle 
vom Brigadier F. informiert. Ihm wurde auch mitgeteilt, daß 
durch den Abbruch die Zwischendecke voller Schutt lag, der 
weggeräumt werden mußte. Der Angeklagte bemühte sich 
um Fahrzeuge für den Abtransport der Schuttmassen. Er ver­
bot nicht die Durchführung weiterer Abbrucharbeiten ohne 
Anwendung von Absturzsicherungen und ging dabei davon 
aus, daß die Mitglieder der Brigade zunächst mit dem Weg­
räumen der Schuttmassen beschäftigt waren. Die Arbeiter 
beschlossen jedoch, die Abrißarbeiten bis zum Eintreffen der 
Fahrzeuge für den Schutt fortzuführen.

Der Geschädigte begab sich auf einen Kehlbalken, der sich
2,40 m über der Zwischendecke befand, um von dort aus 
— entgegen den Bemerkungen des Brigadiers F. — einen 
Schornstein mit der Hand umzustürzen. Bei der Ausführung 
dieses Vorhabens stürzte er kopfüber auf die sich auf der 
Zwischendecke befindenden Schuttmassen und verletzte sich 
dabei so schwer, daß er am 16. Februar 1986 an den Folgen 
dieser Verletzungen verstarb.

Das Kreisgericht ging bei seiner Entscheidung davon aus, 
daß der Angeklagte keine Festlegungen zur Arbeitssicherheit, 
speziell zur Anwendung von Absturzsicherungen, getroffen 
habe und diese Pflichtverletzung ursächlich für den einge­
tretenen Unfall sei.

Gegen die Entscheidung des Kreisgerichts richtet sich der 
zugunsten des Angeklagten gestellte Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts, mit dem Verletzung des 
Gesetzes infolge nicht ausreichender Sachaufklärung gerügt 
wird.

Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die Entscheidung verletzt das Gesetz (§ 222 StPO) infolge 
nicht ausreichender Aufklärung und Feststellung des Sach­
verhalts und darauf beruhender fehlerhafter rechtlicher Be­
urteilung des Verhaltens des Angeklagten.

Das Kreisgericht stellte zunächst zutreffend fest, daß der 
Angeklagte in seiner Eigenschaft als Meisterbereichsleiter und 
speziell in seiner Funktion als Bauleiter für die Durchsetzung 
und Durchführung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes auf 
der betreffenden Baustelle verantwortlich war. Es erkannte 
auch richtig, daß das Unterlassen der Erarbeitung einer bau­
technologischen bzw. bautechnischen Dokumentation mit ent­
sprechenden Festlegungen zum Gesundheits- und Arbeits­
schutz (vgl. Ziff. 4 des Standards TGL Nr. 30432 Gesundheits­
und Arbeitsschutz; Abbrucharbeiten; Allgemeine Festlegun­
gen) sowie von Maßnahmen zur Anwendung von Absturzsi­
cherungen bei der Ausführung der angewiesenen Arbeiten 
eine schuldhafte Pflichtverletzung durch den Angeklagten 
darstellte. Infolge dieser Pflichtverletzung war für die betei­
ligten Werktätigen die Gefahr des Absturzes bei der Aus­
führung der Abrißarbeiten und damit eine unmittelbare Ge­
fahr für das Leben bzw. eine erhebliche Gesundheitsschä­
digung im Sinne des § 193 Abs. 1 StGB gegeben.

Bei seiner Entscheidung ging das Kreisgericht jedoch feh­
lerhaft davon aus, daß der Kausalzusammenhang zwischen 
der erwähnten Pflichtverletzung und dem eingetretenen Un­
fall nachgewiesen sei und der Angeklagte den Unfall schuld­
haft verursacht habe.

Verletzungen der Bestimmungen des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes sind für einen Arbeitsunfall dann ursächlich, 
wenn diese Pflichtverletzungen allein oder im Zusammen­
wirken mit dem Handeln anderer Personen bzw. sich voll­
ziehenden objektiven Vorgängen den Eintritt des Unfalls be­
wirkten. Ein solcher Kausalzusammenhang ist demgegenüber

nicht gegeben, wenn sich der Unfall unabhängig von den 
Pflichtverletzungen auf Grund eines nicht mit diesen im Zu­
sammenhang stehenden Fehlverhaltens anderer Personen er­
eignete.

Demnach liegt ein Kausalzusammenhang zwischen den 
Pflichtverletzungen eines Leiters oder leitenden Mitarbeiters 
und dem eingetretenen Unfall dann nicht vor, wenn die den 
Unfall herbeiführenden Fehlhandlungen anderer Personen 
durch die Pflichtverletzungen weder erst ermöglicht noch 
pflichtwidrig geduldet wurden bzw. wenn die Pflichtverlet­
zungen des Leiters oder leitenden Mitarbeiters weder eine 
Voraussetzung für den Unfall waren noch an seinem Eintritt 
mitwirkten (vgl. auch OG, Urteil vom 7. März 1974 — 2 Zst 
8/74 - NJ 1974, Heft 9, S. Э75).

Von diesen Grundsätzen ausgehend wäre es Aufgabe des 
Kreisgerichts gewesen, entsprechend den in § 222 StPO fest­
gelegten Grundsätzen der Wahrheitserforschung alle Feststel­
lungen zu treffen, die im konkreten Fall unter Berücksichti­
gung der tatsächlichen Vorgänge eine zutreffende Beantwor­
tung der Frage, ob zwischen den Pflichtverletzungen des 
Angeklagten und dem Eintritt des Unfalls Kausalität gege­
ben ist, ermöglicht hätten. Dieser Aufgabe kam das Kreisge­
richt nicht in ausreichender Weise nach.

Im Urteil des Kreisgerichts wurden für die Prüfung der 
Kausalität wesentliche Feststellungen nicht getroffen, obwohl 
sich insoweit Hinweise aus dem Ergebnis des Ermittlungsver­
fahrens und vor allem der gerichtlichen Beweisaufnahme er­
geben.

So wäre konkret festzustellen gewesen, ob bzw. inwieweit 
der Geschädigte den Kehlbalken ohne Auftrag dazu bzw. ent­
gegen den Festlegungen des Brigadiers bestieg. Es wäre wei­
ter festzustellen gewesen, welche Festlegungen durch den 
Brigadier zur Art und Weise des Schornsteinabrisses getroffen 
worden waren und inwieweit der Geschädigte solchen Festle­
gungen zuwiderhandelte. Weitere Feststellungen wären dazu 
erforderlich gewesen, ob für den betreffenden Tag die Schutt- 
beräumung und nicht die Durchführung weiterer Abrißarbei­
ten angewiesen war. Schließlich hätten auch Feststellungen 
darüber getroffen werden müssen, welchen konkreten Inhalt 
die vom Angeklagten zu Abrißarbeiten durchgeführten Beleh­
rungen der an den Arbeiten beteiligten Werktätigen hatten, 
insbesondere, ob sie das Erfordernis und die Umstände der 
Anwendung von Fallschutzmitteln bzw. anderen Absturzsi­
cherungen beinhalteten.

Erst danach hätte — im Zusammenhang mit den übrigen 
Umständen — festgestellt werden können, ob der konkrete 
Unfall auf die Pflichtverletzungen des Angeklagten oder aber 
auf ein nicht damit im Zusammenhang stehendes Fehlver­
halten des Geschädigten zurückzuführen ist, d. h., ob insoweit 
Kausalität zwischen den Pflichtverletzungen des Angeklagten 
und dem Unfall vorliegt.

Vorher hätte eine Entscheidung nicht getroffen werden 
und demnach eine Verurteilung des Angeklagten gemäß § 193 
Abs. 2 StGB nicht erfolgen dürfen. Das Urteil des Kreisge­
richts war deshalb aufzuheben und die Sache gemäß § 322 
Abs. 3 StPO zurückzuverweisen.

§§ 201, 21 Abs. 3,183 StGB.
Versuchte unbefugte Benutzung von Fahrzeugen liegt vor, 
wenn die Handlung des Täters unmittelbar auf die Ingang­
setzung des Fahrzeugs gerichtet ist (z. B. Anlassen oder An­
treten des Motors oder Anschieben des Fahrzeugs). Dagegen 
ist das Aufbrechen eines Unterschlosses, das Rütteln an den 
Türen eines Pkw oder das Ausprobieren von Zünd- oder 
Wagenschlüsseln noch nicht Beginn der Ausführungshandlung 
einer unbefugten Benutzung von Fahrzeugen, sondern eine 
straflose Vorbereitungshandlung. In diesen Fällen ist zu 
prüfen, ob der Tatbestand der vorsätzlichen Sachbeschädi­
gung verwirklicht ist.
OG, Urteil vom 23. Dezember 1986 — 4 OSK 12/86.

Der Angeklagte ist seit 1977 fünfmal gerichtlich mit Frei­
heitsstrafe bestraft worden. Am 3. September 1985 hielt er 
sich abends in Gaststätten auf und nahm alkoholische Ge­
tränke zu sich. Er hatte die Absicht, das vor dem Grund-


